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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Auf Grund welcher internationalen Verträge oder Abmachungen 
hat die Bundesregierung Handelsbeschränkungen gegenüber der 
Sowjetunion und den anderen Mitgliedsstaaten des Warschauer 
Paktes sowie der Volksrepublik China verhängt? 

2. Auf welche Rechtsgrundlage stützt die Bundesregierung ihre Be- 
fugnis zu solchen Vereinbarungen, und warum hat sie nicht diese 
Vereinbarungen dem Bundestag gemäß Art. 59 GG zur Zu- 
stimmung durch Gesetz vorgelegt oder den Bundestag wenigstens 
unterrichtet? 

3. Weshalb gehen die Handelsbeschränkungen gegenüber der Volks- 
republik China weiter als gegenüber den anderen betroffenen 
Ländern ? 

4. Weshalb führt die Bundesregierung die am 4. August 1953 aus- 
gesprochene Verschärfung der Handelsbeschränkungen gegenüber 
der Volksrepublik China fort, obwohl sie auf 120 Tage be- 
grenzt war? 

5. Welche Erfahrungen und Unterlagen besitzt die Bundesregierung 
darüber, ob durch diese Handelsbeschränkungen — ausgenommen 
Rüstungslieferungen — das Kriegspotential der betroffenen Län- 
der geschwächt oder ob es von diesen Maßnahmen unberührt 
geblieben ist? 

6. Weshalb lehnt die Bundesregierung den Abschluß eines Handels- 
abkommens mit der Sowjetunion ab, obwohl von deren Seite 
ein solches Abkommen angeregt und eine gleichzeitige Regelung 
anderer Differenzen dabei in Aussicht gestellt wurde und obwohl 
im Schlußkommunique anläßlich des Besuches des Bundeskanzlers 
in Moskau am 13. September 1955 Verhandlungen über dieses 
Thema ausdrücklich vorgesehen waren? 
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7. Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die Ablehnung eines 
solchen Abkommens deutsche Handels- und Schiffahrtsinteressen 
ernsthaft geschädigt werden und daß zwischen der Sowjetunion 
und anderen NATO-Mitgliedsländern derartige Abkommen be- 
stehen, die erhebliche Vergünstigungen mit sich bringen? 

8. Verhindert die Bundesregierung den Abschluß des privaten 
Handelsabkommens zwischen dem Ostausschuß der deutschen 
Wirtschaft und der staatlichen chinesischen Außenhandelsgesell- 
schaft, oder ist sie bereit, die Unterzeichnung des Abkommens 
in Peking zu gestatten? 

9. Gedenkt die Bundesregierung, die Fragen der Handelsbeschrän- 
kungen erneut zu überprüfen und diese eventuell abzubauen 
oder auf zu geben und den Abschluß von Handelsabkommen 
vorzubereiten ? 


Bonn, den 3. Oktober 1956 


Ollenhauer und Fraktion 



